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Geſetz-Sammlung 

für die 
Königlichen Preußiſchen 


Staaten. 


— Nr. 39, — 


(Nr. 3188.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 22. Oktober 1849., betreffend die Aufhebung der 
Lippeſchiffahrts⸗-Empfangſtelle zu Luͤnen und die Uebertragung der derſel— 
ben beigelegten Hebebefugniß auf die Empfangsſtellen zu Hamm und 
Haltern. 


Au Ihren Bericht vom 9. d. M. genehmige Ich, daß die in Gemaͤßheit 
der zufäglichen Beſtimmungen zum Tarif zur Erhebung der Lippeſchiffahrts⸗ 
Abgaben vom 21. September 1848. H. 1. zu B. (Geſetzſammlung Seite 271.) 
in Luͤnen eingerichtete Empfangſtelle mit dem 1. Januar 1850. aufgehoben und 
die derſelben beigelegte Hebebefugniß auf die Empfangsſtellen zu Hamm und 
Haltern nach der von Ihnen zu erlaſſenden naͤheren Anordnung uͤbertragen 
werde. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

Sansſouci, den 22. Oktober 1849. f 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1849. (Nr. 31883189.) 65 (Nr. 3189.) 


Ausgegeben zu Berlin den 28. November 1849. 
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(Nr. 3189.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen ber 
Deichbau⸗Geſellſchaft zur Melioration des Niederoderbruchs im Betrage 
von 1,300,000 Rthlr. Vom 5. November 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Repräſentanten der Deichbau⸗Geſellſchaft zur Melioration 
des Niederoderbruchs auf Grund des H. 2. der Verordnung vom 22. Auguſt 
1848. (Geſetzſammlung fuͤr 1848. Seite 281.) beſchloſſen haben, die zur Aus⸗ 
führung der Melioration erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu 
beſchaffen, wollen Wir, auf den Antrag der gedachten Repraͤſentanten, zu bie- 
ſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Obligatio⸗ 
nen zum Betrage von Einer Million dreimal hunderttauſend Thalern nach 
näherer Beſtimmung des beiliegenden Plans ausſtellen zu dürfen, da ſich hier⸗ 

. gegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger, noch der Schuldner etwas zu erin⸗ 
nern gefunden hat, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
Unſere landes herrliche Genehmigung zur Ausſtellung von „Obligationen der 
Deichbau⸗Geſellſchaft zur Melioration des Niederoderbruchs“ zum Betrage von 
Einer Million dreimal hunderttauſend Thalern, welche in Stuͤcken von 1000 
Rthlr., 500 Rthlr., 200 Rthlr. und 100 Rthlr. allmälig auszuſtellen, nach⸗ 
dem fuͤr die erſte Emiſſion auf vier und ein halb Prozent beſtimmten und fuͤr 
jede ſpaͤtere Emiſſion von Unſerem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten und von Unſerem Finanzminiſter beſonders feſtzuſtellenden Zins⸗ 
ſatze zu verzinſen und aus dem von der Deichkorporation aufzubringenden Til⸗ 
gungsfonds nach der durch das Loos zu beſtimmenden Reihefolge zu tilgen 
ſind, durch das gegenwärtige Privilegium mit der rechtlichen Wirkung * 5 
len, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
15 ee des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
efugt iſt. 

Zugleich wollen Wir in Betracht der Wichtigkeit der Niederoderbruchs— 
Melioration fuͤr die allgemeinen Landesintereſſen auf Grund der von Unſeren 
zum zweiten Vereinigten Landtage verſammelt geweſenen Ständen der Regie⸗ 
rung ertheilten Ermaͤchtigung zur Gewaͤhrung von Staatsgarantien, Unſeren 
fruͤheren Erlaſſen vom 15. Januar 1844. und vom 22. Auguſt 1848. gemaͤß, 
fuͤr die Zinſen der Anleihe von 1,300,000 Rthlr. die Garantie des Staats 
hiermit bewilligen. 

Gegeben Sansſouci, den 5. November 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


Plan 


ie — 


Pl a n 


u einer für Rechnung der Deichbau⸗Geſellſchaft zur Meliorati 
g AL: Nieder -Dderbruchs zu 9 4 55 nleihe. * 


K 1. 

Zufolge $. 2. der Verordnung vom 22. Auguſt 1848 (Geſetzſammlung 
für 1848. Seite 281.) ſoll für Rechnung der Deichbau-Geſellſchaft zur Me⸗ 
lioration des Nieder-Oderbruchs eine Summe von 1,300,000 Rthlr. zur Aus⸗ 
fuͤhrung der geſammten Meliorations⸗Anlagen angeliehen werden. 

H. 2. 

Ueber dieſe Anleihe ſollen auf jeden Inhaber lautende mit Zinsſcheinen 
verſehene Obligationen im Betrage von reſp. 100 Rthlr., 200 Rthlr., 500 
Rthlr. und 1000 Rthlr. ausgeſtellt werden. Die Darleiher begeben ſich des 
Kuͤndigungsrechts. Dem Repraſentanten⸗ Kollegium aber ſteht die Befugniß 
zu, nach Ablauf von fuͤnf Jahren die Obligationen durch Aufruf im Preu⸗ 
ßiſchen Staats⸗ Anzeiger, in der Voſſiſchen und der Haude-Spenerſchen Ber: 
liner Zeitung, dem Potsdamer Amtsblatt und dem Ober-Barnimſchen Kreis⸗ 
Anzeiger mit einer ſechsmonatlichen Friſt zu kuͤndigen und die Ruͤckzahlung 
nach Maaßgabe der unter 4. und 5. enthaltenen betreffenden Beſtimmungen 
zu bewirken. Sollte eins oder das andere der bezeichneten Blaͤtter eingehen, 
ſo beſtimmt der Ober-Praͤſident der Provinz Brandenburg, in welchem anderen 
Blatt ſtatt des eingegangenen die Bekanntmachung erfolgen ſoll. 

a 

Die Verzinſung der zunaͤchſt zu emittirenden Obligationen (H. 7.) erfolgt 
mit vier und einem halben Prozent jährlich und zwar in halbjaͤhrigen Termi⸗ 
nen jedesmal am 2. Januar und 1. Juli. Fuͤr die ſpaͤter zu emittirenden 
Obligationen bleibt die Feſtſetzung des Zinsſatzes weiterer Beſchlußnahme vor⸗ 
behalten. Die Auszahlung der Zinſen geſchieht bei der Deichbau = Kaffe zu 
Freienwalde a. d. 8 oder in Berlin an einem noch naͤher zu beſtimmenden 
Platze. 

$. 4. 

Die Ruͤckzahlung des Darlehns wird dadurch ſicher geſtellt, daß nach 
Vollendung des Meliorationswerkes alljaͤhrlich mindeſtens Ein Prozent des 
Kapitals der 1,300,000 Rthlr. nebſt den erſparten Zinſen von den zur Amor⸗ 
tiſation gelangten Obligationen zur Tilgung verwendet wird. Die Amortiſa⸗ 
tionsbetraͤge, ſowie die Zinſen der Schuld, werden durch die auf die betheilig— 
ten Grundſtuͤcke, nach Maßgabe des größeren oder geringeren, von der Melio⸗ 
ration fuͤr ſie zu erwartenden Vortheils zu repartirenden und von den Be⸗ 
ſitzern mit den landesherrlichen Steuern einzuziehenden Beitraͤge aufgebracht. 
Fuͤr die Zinſen iſt außerdem nach Inhalt des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 
le ein ten ...... ... die Garantie des Staats bewilligt. 

Or. 2189.) 65* $. 5. 
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$. 5. 

Die jaͤhrlich zur Auszahlung kommenden Obligationen werden durch das 
Loos beſtimmt. Die gezogene Littr. und Nr. wird vor dem 1. Januar des 
betreffenden Jahres in den im F. 2. genannten Blättern bekannt gemacht, 
worauf dann die Auszahlung des Kapikals und der Zinſen in dem zunaͤchſt 
folgenden Zinstermine am 1. Juli erfolgt. Iſt der Zinsfuß in den allmaͤli 
auszugebenden Obligationen nicht gleichmaͤßig feſtgeſetzt, ſo gelangen zunächſt 
diejenigen Obligationen, in welchen der beziehungsweiſe hoͤchſte Zinsſatz ver- 
ſprochen iſt, zur Auslooſung. i 

Ausgelooſete oder gekuͤndigte Obligationen, deren Betrag in dem feftge- 
ſetzten Termine nicht erhoben wird, koͤnnen innerhalb der naͤchſten zehn Jahre 
auch in ſpaͤteren Terminen zur Einloͤſung praͤſentirt werden; ſie tragen aber 
von der Verfallzeit ab keine Zinſen mehr. Sind dagegen zehn Jahre nach 
ihrer Faͤlligkeit verfloſſen, ſo verlieren ſie ganz ihren Werth. Ebenſo werden 
Zinskupons werthlos, wenn fie innerhalb vier Jahren nach ihrem Faͤlligkeits⸗ 
termine nicht abgehoben werden. Zinskupons, welche bei fruͤherer Einloͤſung 
des Kapitals noch nicht faͤllig ſind, muͤſſen mit der Schuldverſchreibung zu— 
ruͤckgegeben werden, widrigenfalls deren Betrag von der Kapitalzahlung in Ab⸗ 
zug gebracht wird. 


$. 6. 


Ein Ankauf von Obligationen an der Börfe unter dem Nennwerth zum 
Zweck der Amortiſation (F. 4.) findet nicht Statt. 


. 
Zunaͤchſt ſollen 800,000 Rthlr. in den gedachten Schuldverſchreibungen 
ausgegeben werden. Die weiteren Emiſſionen richten ſich nach den Fortſchritten 


des Meliorationswerkes und dem dazu noͤthigen Geldbedarf und werden durch 
die Öffentlichen Blätter (F. 2.) verkuͤndigt werden. 


H. 8. 
Die Obligationen und Zinsſcheine werden nach den beigedruckten Formu⸗ 
, laren ausgefertigt und von drei dazu bevollmaͤchtigten Mitgliedern des Repraͤ⸗ 
fentanten = Kollegiums durch Unterſchrift, beziehungsweiſe durch Fakſimile der 
Unterſchrift, vollzogen. 
Die Zinsſcheine werden mit einem Kontrolzeichen des Staats verſehen. 


For⸗ 
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en. | 
Obligation 
der 


Deichbau⸗Geſellſchaft zur Melioration des Nieder-Oderbruchs. 
Int :;.y; W 


Die Deichbau-Geſellſchaft zur Melioration des Nieder-Oderbruchs ver⸗ 
ſchuldet dem Inhaber dieſer Schuldverſchreibung die Summe von .. Rthlr., 
deren Empfang das unterzeichnete Repraͤſentanten-Kollegium beſcheinigt. Daſſelbe 
verpflichtet ſich hierdurch, die obige Schuldſumme, welche einen Theil des zur 
vorgedachten Melioration beſtimmten, durch die Verordnung vom 22. Auguft 
1848. (Geſetz- Sammlung Seite 281.) und das Allerhoͤchſte Privileglum 
R (Geſetz-Sammlung Seite . ) genehmigten Ge— 
ſammtdarlehns von 1,300,000 Rthlr. bildet und von Seiten des Gläubigers 
unkuͤndbar iſt, nach Maaßgabe des umſtehend abgedruckten Anleihe- und Amorti- 
ſationsplans zu ſeiner Zeit zu tilgen, inzwiſchen aber bis zu dem hiernach zu 
beſtimmenden Ruͤckzahlungstermine mit ..... Prozent jaͤhrlich zu verzinſen. 

Fuͤr die Berichtigung der Zinſen hat der Staat die Garantie uͤber⸗ 
nommen. 

. P ·˙ u EREEE 


Das Repräſentanten-Kollegium der Deichbau-Ecſellſchaft zur Melioration 
des Nicder - Oderbruchs. 


(Unterfchrift dreier Mitglieder.) 
Eingetragen im Regiſter MW. 


Mit dieſer Obligation ſind acht 
Zinskupons % 1. bis 8. ausgegeben. 


(Nr. 3189.) Zins- 
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Zinsſchein 


zur 
Obligation der Dei Wr zur Melioration des 
ieder⸗Oderbruchs. 
... . r Rthlr. 


Inhaber dieſes Zinsſcheins erhaͤlt am = Januar (refp. 1. Juli) 18.. 


die halbjährigen Zinſen mit Rthlr. ..... Sgr. gegen Rückgabe 
deſſelben. 
Freienwalde a. d. O., den en 18. 


Das Bepräſentanten- Kollegium der Deichbau-Seſellſchaft zur Melioration 
des Nieder- Oderbruchs. 


(Fakſimile der Unterſchrift dreier Mitglieder.) 
Dieſer Kupon wird unguͤltig, wenn 
ſein Geldbetrag nicht innerhalb vier Eingetragen 


Jahren vom Tage der Faͤlligkeit ab im Regiſter x 
erhoben wird. 


(Nr. 3190.) 
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(Nr. 3190.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung der bei Ablöfung der Reallaſten zu beachten ⸗ 
den Normalpreiſe und Normal⸗Marktorte. Vom 19. November 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen in Anwendung des Artikels 40. der Verfaſſungs-Urkunde für den 
gangen Umfang der Monarchie mit Ausnahme der auf dem linken Rhein⸗Ufer 
elegenen Landestheile, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


K 1. 
Zur ſchnelleren Ausführung des wegen Ablöfung der Reallaften und 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe zu erlaſſenden Ge⸗ 
ſetzes, ſollen ſchon jetzt Normalpreiſe und Normal-Marktorte ermittelt werden. 


§. 2. 

Zur Feſiſtellung dieſer Normalpreiſe und der Normal⸗Marktorte werden 
von der Auseinanderſetzungs-Behoͤrde angemeſſene Diſtrikte beſtimmt. 

Fuͤr jeden ſolchen Diſtrikt wird eine Kommiſſion gebildet, welche aus 
mehreren, nach F. 3. zu erwaͤhlenden ſachkundigen Eingeſeſſenen des Diſtrikts 
und einem von der Auseinanderſetzungs-Behoͤrde ohne Stimmrecht zu ernen= 
nenden Vorſitzenden beſteht. 

Dieſe Kommiſſion macht auf Grund der von ihr vorzunehmenden Er: 
mittelungen der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde Vorſchlaͤge über die in dem 
Diſtrikte zu bildenden Preisbezirke, uͤber die Normalpreiſe für jeden dieſer Be: 
zirke, ſo wie uͤber die anzunehmenden Normal-Marktorte. 

Die ee e, ee beſtaͤtigt dieſe Vorſchlaͤge oder entſchei⸗ 
det, wenn die Kommiſſions⸗Mitglieder ſich nicht haben einigen koͤnnen. Gegen 
dieſe Entſcheidung ſteht den Mitgliedern der Kommiſſion der Rekurs an das 
Reviſions⸗Kollegium für Landes⸗Rulturſachen zu, welchen fie innerhalb drei 
Wochen vom Tage der Publikation bei der Auseinanderfegungs Behörde ein⸗ 
zulegen haben. Das Reviſions-Kollegium entſcheidet endgültig. 


H. 3. 


Bei der Wahl der aus den Diſtrikts-Eingeſeſſenen zu entnehmenden 
Mitglieder der Kommiſſion iſt nach folgenden Regeln zu verfahren: 

1) Die Zahl dieſer Perſonen wird zur einen Haͤlfte von den verpflichteten 
Grundbeſitzern, zur anderen Halfte von den Berechtigten gewaͤhlt. 

2) Umfaßt der Diſtrikt nur einen landraͤthlichen Kreis, ſo wird in jeder 
Gemeinde deſſelben, unter Leitung des Gemeinde-Vorſtandes, von den 
Beſitzern der mit Reallaſten behafteten Grundſtuͤcke Ein Wahlmann ge⸗ 
waͤhlt. Saͤmmtliche Wahlmaͤnner des Kreiſes werden alsdann von dem 
Kreisvorſtande zuſammenberufen, und unter dem Vorſitze deſſelben er: 

(Nr. 3190.) waͤh⸗ 
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wählen die Erſchienenen nach dem Ermeſſen der Auseinanderſetzungs— 
Behörde zwei oder mehrere Mitglieder für die Diſtrikts-Kommiſſion. 

Die Berechtigten im Kreiſe dagegen erwaͤhlen, unter dem Vorſitze 
des Kreisvorſtandes, unmittelbar eine eben ſolche Zahl an Kommiſſions— 
Mitgliedern. a 

3) Umfaßt der Diſtrikt mehrere landraͤthliche Kreiſe, fo werden in jedem 
derſelben, ſowohl von Seiten der Verpflichteten, als der Berechtigten, 
zwei Mitglieder für die Kommiſſion auf dem unter Nr. 2. bezeichneten 

Wege erwaͤhlt. 

4) Alle dieſe Wahlen realen nach abfoluter Stimmenmehrheit der Er: 
ſchienenen, nach Maaßgabe des Wahlreglements vom 31. Mai c. wegen 
der Wahl der Abgeordneten. 

5) Die Pruͤfung und Beſtaͤtigung der Wahlen gebuͤhrt der Auseinander— 
ſetzungs-Behoͤrde. 

6) Auf dieſe Behörde geht auch das Recht zur Wahl der Kommiſſions— 
Mitglieder fuͤr diejenige Parthei uͤber, welche die Wahl verweigert oder 
ſolche unterlaſſen hat. 


§. 4. 
Die Ermittelung der Normalpreiſe haben die Kommiſſionen fuͤr nach— 
ſtehend bezeichnete Faͤlle zu bewirken, und dabei folgende allgemeine Geſichts— 
punkte zu beruͤckſichtigen. 


A. Bei Dienſten. 


1) Wenn die Dienſte nach Tagen beſtimmt ſind, ſo iſt ſowohl in Anſehung 
der Spann⸗ als der Handdienſte in Betracht zu ziehen: 
a) die Dauer der Arbeit, 
b) die Art der Arbeit, 
c) die Jahreszeiten, in welchen ſolche zu verrichten iſt, 
d) die Beſchaffenheit der in der Gegend gewoͤhnlich in Anwendung 
kommenden Arbeitskraͤfte. 
2) Für Dienſte, die nicht nach Tagen beſtimmt find, werden in Anſehung 
der Koſten fuͤr Haltung eines Geſpannes, des Geſindes und der Tage— 
loͤhner ebenfalls Normalſaͤtze feſtgeſtellt. 


B. Bei feſten Abgaben in Koͤrnern. 


Unter feſten Abgaben in Koͤrnern werden nur diejenigen jaͤhrlich oder in 
anderen beſtimmten Perioden wiederkehrenden Abgaben verſtanden, welche 
in beſtimmter Menge in Koͤrnern von Halm- und anderen Feldfruͤchten, 
die einen allgemeinen Marktpreis haben, entrichtet werden; 

der Werth dieſer Abgaben iſt nach demjenigen Martini-Marktpreiſe feſt⸗ 
zuſtellen, welcher ſich im Durchſchnitt der letzten vierundzwanzig Jahre 
vor Anbringung der Provokation ergiebt, wenn die zwei theuerſten und 
zwei wohlfeilſten von dieſen Jahren außer Anſatz bleiben; 


1 


— 


— 


2 


3) un⸗ 
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3) unter Martini⸗Marktpreis wird der Durchſchnittspreis derjenigen funf- 
zehn Tage verſtanden, in deren Mitte der Martinitag faͤllt; 

4) für diejenigen Gegenden, wo der lebhafteſte Getraideverkehr in einer 
anderen Jahreszeit, als um den 5 0 ſtatt findet, kann ein an⸗ 
derer Zeitpunkt auf dem im F. 2. und 3. bezeichneten Wege feſtgeſtellt 
werden; 

5) der Marktplatz, deſſen Preiſe zum Grunde zu legen ſind, wird nach den 
Beſtimmungen des $. 2 und 3. feftgeftellt; 

6) wenn eine Gegend keine regelmaͤßigen Getreidemaͤrkte hat, ſo wird fuͤr 

dieſelbe ein moͤglichſt benachbarter wirklicher Marktort angewieſen. Die 

Preiſe dieſes Marktorts werden mit den Preiſen jener Gegend in den 

letzten vierundzwanzig Jahren vor Verkuͤndigung des gegenwaͤrtigen Ge— 

ſetzes, mit Weglaſſung der beiden theuerſten und der beiden wohlfeilſten 

Jahre, verglichen und es wird daraus ein bleibendes Normalverhaͤltniß 

beider Preiſe berechnet. 

Bei den fuͤr jene Gegend vorzunehmenden Preisermittelungen wird 
ſodann der Preis des angenommenen Marktorts zum Grunde gelegt 
3 dem bleibend beſtimmten Normalverhaͤltniß erhoͤhet oder ver- 
mindert; 
iſt ein Bezirk, in welchem ſich ein wirklicher Marktort befindet, ſo aus⸗ 
gedehnt, daß in deſſen entlegeneren Theilen die Preiſe regelmäßig gerin⸗ 
ger oder hoͤher als an dem Marktorte ſelbſt zu ſein pflegen, ſo iſt der 
ganze Bezirk in kleinere Bezirke zu theilen und fuͤr jeden derſelben ein 
bleibendes Normalverhaͤltniß zum Preiſe des Marktorts feſtzuſtellen; 

8) wenn auf einem Marktorte (Nr. 5.) für gewiſſe Koͤrnerarten keine Preiſe 
aufgezeichnet werden, ſo muͤſſen die in ſolchen Koͤrnerarten beſtehenden 
Abgaben nach dem folgenden Abſchnitt C. abgeſchaͤtzt werden. 


7 


— 


C. Bei feſten, nicht in Koͤrnern beſtehenden Natural-Abgaben. 


Für feſte, nicht in Koͤrnern beſtehende Natural⸗Abgaben, welche jaͤhrlich 
wiederkehren, jedoch mit Ausſchluß der Abgaben an Wein, werden gleichfalls 
Normalpreiſe in Anwendung gebracht. Bei Feſtſtellung derſelben iſt in der 
Regel auf die Preiſe in den letzten zwanzig Jahren zu ruͤckſichtigen, und in 
Anſehung ſolcher Gegenſtaͤnde, deren Qualität eine verſchiedene fein kann, von 
der 3 auszugehen, daß die Abgabe in der geringeren Qualitaͤt zu 
entrichten ſei. 


D. Bei anderen Abgaben und Leiſtungen. 


Der Jahreswerth der Verpflichtung zur Haltung von Saamenvieh und 
zur Ausfuͤtterung von Vieh wird nach Normalpreiſen feſtgeſtellt. 

Dergleichen Normalpreiſe ſind bei der Verpflichtung zur Haltung von 
Saamenvieh fuͤr jedes Stuͤck des Mutterviehs und bei der Verpfichtung zur 
Ausfuͤtterung von Vieh fuͤr jedes auszufuͤtternde Stuͤck Vieh nach H. 2. u. 3. 
zu beſtimmen. 


Jahrgang 1849, (Nr. 3190.) 66 E. Ge⸗ 
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E. Gegenleiſtungen. 
Fuͤr den Jahreswerth der Gegenleiſtungen der Berechtigten werden eben— 


falls Normalpreiſe nach den vorſtehenden Beſtimmungen ermittelt. Dieſes gilt 
jedoch nicht von ſolchen Gegenleiſtungen und Verpflichtungen, deren Aufhebung 
den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. 


unterliegt. 
§. 5 


Die erwählten Mitglieder der Diftrifts - Kommiffion erhalten aus der 
Staatskaſſe 1 Rthlr. 15 Sgr. Tagegelder und an Reiſekoſten 10 Sgr. pro 
Meile. 

Die Diſtrikts-Eingeſeſſenen haben wegen der, Behufs der Wahl der 
Mitglieder der Diſtrikts-Kommiſſionen gemachten Reiſen und ſonſtigen Aus— 
lagen keinen Anſpruch auf Verguͤtigung. 


$. 6. 

Sollten in einzelnen Diſtrikten Abgaben und Leiſtungen, fuͤr deren Ab— 
löfung nach dem gegenwärtigen Geſetze Normalſaͤtze feſtgeſtellt werden ſollen, 
gar nicht mehr oder doch nur in ſehr geringem Umfange vorkommen, ſo kann 
mit Genehmigung des Miniſteriums für landwirthſchaftliche Angelegenheiten in 
ſolchen Diſtrikten die Feſtſtellung von Normalpreiſen unterbleiben. 


8 
Das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit 
Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſoucl, den 19. November 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
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(Nr. 3191.) Geſetz, betreffend die Aufforderung von Perſonen des Soldatenſtandes zum 
Ungehorſam. Vom 19. November 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: f 

Wer eine Perſon des Soldatenſtandes, es ſei der Linie oder Landwehr, 
dazu auffordert oder anreizt, dem Befehle des Obern nicht Gehorſam zu lei— 
ſten, wer insbeſondere eine Perſon, welche zum Beurlaubtenſtande gehoͤrt, dazu 
auffordert oder anreizt, der Einberufungs⸗OArder nicht zu folgen, wird mit Ge⸗ 
faͤngniß von ſechs Wochen bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Dieſe Beſtimmung findet Anwendung, die Aufforderung oder Anreizung 
mag durch Wort oder Schrift oder durch irgend ein anderes Mittel geſchehen, 
ſie mag von Erfolg geweſen ſein oder nicht. Vereinigt die Aufforderung oder 
Anreizung die Merkmale einer 41 in ſich, welche die Geſetze mit ſchwe— 
rerer Strafe bedrohen, ſo wird dieſe allein verhaͤngt. 

Diefes Geſetz tritt in die Stelle der gleichnamigen Verordnung vom 
23. Mai 1849. 5 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Sangfouci, den 19. November 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 
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